
den tatsächlich erarbeiteten • und zu verteilenden Wert 
der Arbeitseinheit darstellt, beteiligt zu werden, kann 
ein ausgeschiedenes Mitglied nicht ohne weiteres be­
anspruchen. Das würde dem Prinzip der Gleichbehand­
lung der Mitglieder der Genossenschaft widersprechen; 
denn die Aufnahme eines Stützungskredits stellt wirt­
schaftlich einen Vorgriff auf künftigen Gewinn der 
Genossenschaft dar, der von den Mitgliedern der Ge­
nossenschaft in Zukunft, also ohne Inanspruchnahme 
des ausgeschiedenen Mitglieds, erst erarbeitet werden 
muß. Die Auszahlung des gestützten Wertes der Ar­
beitseinheit an die in der LPG verbliebenen Mitglieder 
ist also kein persönlicher Vorteil dieser Mitglieder 
gegenüber dem ausgeschiedenen Mitglied, da dieses ja 
an der Tilgung der entstandenen Belastung nicht mehr 
teilnimmt.

Wenn daher im vorliegenden Fall die Verklagte durch - 
Beschluß der Mitgliederversammlung nur mit Hilfe 
eines Stützungskredits die Arbeitseinheit mit 7 DM 
ausgezahlt hat, so könnte der Kläger diesen Betrag 
nicht ohne weiteres zur Grundlage der Berechnung sei­
ner Ansprüche machen. Vielmehr wäre auch bei der 
Auseinandersetzung mit ihm grundsätzlich von dem 
real erarbeiteten Wert der Arbeitseinheit auszugehen.

Der Kläger ist allerdings nach dem oben Dargeleg­
ten aus einem persönlich wie gesellschaftlich als be­
rechtigt anzuerkennenden und überdies von der Ver­
klagten gebilligten Grund ausgeschieden. Dies und 
gegebenenfalls auch sonstige der Verklagten etwa aus 
seiner Arbeit zugute gekommenen Vorteile können es 
also rechtfertigen und sogar erforderlich machen, dem 
Kläger einen mehr oder weniger hohen Anteil auch an 
dem durch Stützung realisierten Teil der Arbeitseinhei­
ten zuzubilligen, was dann zu einer entsprechenden 
Minderung des ihm anzurechnenden Verlustanteils 
führen müßte.

Das Urteil des Obersten Gerichts vom 15. April 1958 
bringt nun unter Ziff. II Abs. 5, (NJ 1958 S. 543) noch 
zum Ausdruck, daß die Auseinandersetzungsansprüche 
sich grundsätzlich nach dem Zeitraum des beim Aus­
scheiden des Mitglieds laufenden oder ablaufenden 
Wirtschaftsjahres bemessen, da regelmäßig für die vor- ' 
angegangenen Wirtschaftsjahre jeweils schon innerhalb 
eines bestehenden Mitgliedschaftsverhältnisses eine ab­
schließende Jahresabrechnung stattgefunden haben 
wird. Daran ist an und für sich festzuhalten. Laufendes 
Wirtschaftsjahr ist also auch für die Auseinandersetzung 
der Parteien das Jahr 1956, und maßgeblich ist der Tag 
des Ausscheidens. Für diese Auseinandersetzung inter­
essieren aber, wie dargelegt, noch die Wirtschaftsergeb­
nisse des Jahres 1955 und auch die Tatsache, daß die 
Aufnahme des Stützungskredites einen Vorgriff auf die 
erst im Jahre 1956 — möglicherweise sogar erst noch 
später — ohne den Kläger zu erarbeitenden Wirt­
schaftsergebnisse der Verklagten darstellte.

Dies, bei der Auseinandersetzung mit dem Kläger an­
gemessen zu berücksichtigen, steht dem in der genann­
ten Entscheidung des Obersten Gerichts enthaltenen 
Grundsatz nicht entgegen.

§ 323 ZPO.
Voraussetzungen für eine Abänderungsklage gegen 

einen Unterhaltsvergleich, wenn der zum Unterhalt ver­
pflichtete Kläger, der zur Zeit des Vergleichs in der 
Landwirtschaft seiner Eltern tätig war, sich später einer 
LPG angeschlossen hat.

OG, Urt. vom 16. Oktober 1958 - 1 ZzF 44/58.
Der Verklagte ist das eheliche Kind des Klägers, dessen 

Ehe mit der Mutter des Verklagten durch Urteil des Kreis­
gerichts G. vom 5. Oktober 1955 rechtskräftig geschieden 
wurde. Im Scheidungsverfahren hatte sich der Kläger ver­
gleichsweise verpflichtet, an den Verklagten einen monat­
lichen Unterhalt von 35 DM zu zahlen. Der Kläger war zu 
dieser Zeit in der elterlichen Landwirtschaft -tätig und er­
hielt bei freier Verpflegung monatlich 80 DM.

Nunmehr begehrt er eine Herabsetzung seiner Unter­
haltsverpflichtung von 35 DM auf 25 DM monatlich. Zur 
Begründung hat er vorgetragen, sein Vater sei verstorben 
und seine Mutter als Alleinerbin habe die Landwirtschaft 
in die LPG in L. eingebracht Er selbst sei Mitglied dieser 
LPG und habe ein monatliches Einkommen von 115 DM 
zuzüglich 1 kg Getreide und 3 kg Kartoffeln je Arbeitsein­
heit. Bei diesem Einkommen sei es ihm nicht mehr mög­

lich, die durch Vergleich übernommene Unterhaltsverpflich­
tung einzuhalten. Er zahle für Unterkunft, Verpflegung 
und Wäsche 80 DM monatlich an seine Mutter. Eine indi­
viduelle Wirtschaft, aus der er weiteren Verdienst erzielen 
könne, habe er nicht.

Das Kreisgericht hat vom Kläger eingereichte Bescheini­
gungen über den Verdienst der Eltern des verklagten Kin­
des zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht. 
Die LPG hat bescheinigt, daß der Kläger vom 25. April bis 
25. Juli 1957 einen Bruttoverdienst — gemeint ist wahr­
scheinlich als Vorschuß auf geleistete Arbeitseinheiten — 
von 473,16 DM erhalten hat. Es sei geplant gewesen, für 
eine Arbeitseinheit 6 DM zu zahlen sowie 1 kg Getreide 
und 3 kg Kartoffeln auszugeben. Nach einer weiteren, an­
geblich von der LPG ausgestellten Bescheinigung hat der 
Kläger in der Zeit vom 26. Juli bis 25. August 1957 für 
22,14 Arbeitseinheiten netto 120,90 DM gezahlt erhalten. 
Nach Auskunft der Deutschen Reichsbahn beträgt der 
Nettoverdienst der Mutter des verklagten Kindes rund 
235 DM monatlich.

Das Kreisgericht hat mit Urteil vom 2. Oktober 1957 dem 
Klagantrag stattgegeben und die monatlichen Unterhalts­
zahlungen des Klägers an den Verklagten von 35 DM auf 
25 DM herabgesetzt. Dem Kläger, so führt das Kreisgericht 
aus, könne bei einem Verdienst von monatlich 160 DM 
brutto gleich etwa 140 DM netto ein höhere Unterhaltszah­
lung als 25 DM nicht zugemutet werden. Die Mutter des 
Kindes sei bei ihrem Verdienst von 235 DM ebenfalls ver­
pflichtet, zu dessen Unterhalt beizutragen. Sie könne übri­
gens verlangen, daß sich der Unterhalt wieder erhöhe, 
wenn sich das Einkommen des Klägers entsprechend ändern 
sollte. Das sei schon dann möglich, wenn der Kläger eine 
individuelle Hauswirtschaft habe.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Eine Abänderungsklage nach § 323 ZPO ist nur dann 

begründet, wenn eine w e s e n t l i c h e  Änderung der­
jenigen Verhältnisse eintritt, die für die Verurteilung 
bzw. die vergleichsweise übernommene Verpflichtung 
zur Entrichtung der Unterhaltsrente, für ihre Höhe und 
die Dauer ihrer Entrichtung maßgeblich waren.

Das setzt aber voraus, daß zunächst die früheren Ver­
hältnisse bekannt sein müssen. Sind diese in dem frü­
heren Verfahren nicht oder nicht ausreichend erörtert 
und festgestellt worden, dann obliegt es dem Gericht 
im Abänderungsprozeß, dies nachzuholen. Das aber ist 
im vorliegenden Fall nicht im erforderlichen Maße ge­
schehen. Die Feststellung, daß der Kläger zur Zeit des 
Vergleichsabschlusses neben freier Verpflegung noch 
80 DM verdient habe, konnte für die Darlegung der 
Einkommensverhältnisse des Klägers nicht ausreichen. 
Es wäre erforderlich gewesen, auch den Teil des Ein­
kommens in Geldwert fesitzustellen, den die Eltern des 
Klägers für Verpflegung oder sonstigen Lebensbedarf 
des Klägers einbehalten haben. Da der Kläger nicht 
selbständiger Landwirt war, sondern gegen Entlohnung 
beschäftigt wurde, konnte Grundlage für die Errechnung 
seines realen Einkommens nur der für diesen Zeitpunkt 
gültige Tarifvertrag für landwirtschaftliche Arbeiter 
sein. Der danach dem Kläger zustehende volle Lohn — 
Naturalentlohnung und Bargeld — wäre der Ausgangs­
punkt für die Prüfung des Gerichts gewesen, welches 
Einkommen der vom Kläger vergleichsweise über­
nommenen Unterhaltsverpflichtung im Jahre 1955 zu­
grunde gelegen hat.

Diesem zu errechnenden Betrag hätte das Kreisgericht 
das Einkommen gegenüberstellen müssen, das der Klä­
ger nunmehr bezieht und das ihm Veranlassung zur Er­
hebung der Abänderungsklage gegeben hat.

Aber auch bei der Feststellung dieses Einkommens 
hat das Kreisgericht entscheidende Fehler begangen. 
Nach dem unstreitigen Vortrag des Klägers ist er Mit­
glied einer LPG geworden. Diese Tatsache mußte das 
Kreisgericht veranlassen, an Hand des Statuts dieser 
LPG Erörterungen darüber anzustellen, welches Ein­
kommen der Kläger aus dem Mitgliedschaftsverhältnis 
tatsächlich erzielt hatte bzw. im Jahre 1957 aller Vor­
aussicht nach noch erzielen würde. Das Einkommen des 
Genossenschaftsbauern, das im gegebenen Falle für eine 
Unterhaltsverpflichtung maßgeblich ist, besteht nämlich 
nicht lediglich aus dem baren Geld, das er für seine ge­
leisteten Arbeitseinheiten gezahlt erhält. Der Genossen­
schaftsbauer erhält vielmehr in der Regel noch eine
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